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Drucksache VI/ 2895 


Sachgebiet 82 


Vorblatt 


Abkommen Deutschland — USA über die Rentenver- 
sicherung gewisser Arbeitnehmer der Landstreitkräfte 
der Vereinigten Staaten von Amerika 
vom 11. September 1970 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

Die sozialversicherungsrechtliche Behandlung der Beschäfti- 
gungsverhältnisse zumeist heimatloser Ausländer polnischer 
Herkunft, die als Angehörige der von den amerikanischen 
Stationierungsstreitkräften im Bundesgebiet unterhaltenen 
zivilen Dienstgruppen in der Zeit zwischen 1950 und 1967 nach 
Frankreich entsandt und dort in amerikanischen Nachschub- 
stützpunkten beschäftigt wurden. Während der Zeit der Be- 
schäftigung in Frankreich waren sie weder nach deutschem 
Recht noch nach französischem Recht in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung versichert und somit für diese Zeit für die 
Versicherungsfälle der Invalidität, des Alters und des Todes 
ohne Schutz. 


B. Lösung 

Durch das Abkommen vom 11. September 1970 werden die von 
seinem persönlichen Geltungsbereich erfaßten Personen für 
die Zeit ihrer Beschäftigung in Frankreich zu Lasten der ameri- 
kanischen Seite in der deutschen Rentenversicherung versichert. 

Einstimmiger Ausschußbeschluß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 11. September 1970 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika über die Rentenversicherung gewisser Arbeit- 
nehmer der Landstreitkräfte der Vereinigten Staaten von 

Amerika 

— Drucksache VI/2778 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Kempten) 


Der Gesetzentwurf ist in der 151. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 11. November 1971 an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung über- 
wiesen worden, der die Vorlage in seiner Sitzung 
am 2. Dezember 1971 beraten hat. 

Dem Abkommen liegt folgender Sachverhalt zu 
Grunde : 

Die Stationierungsstreitkräfte der Vereinigten 
Staaten von Amerika unterhalten im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland sog. zivile Dienstgrup- 
pen, die mit der Bewachung militärischer Objekte 
betraut sind und sich zum großen Teil aus heimat- 
losen Ausländern zusammen setzen. Die Angehö- 
rigen der Dienstgruppen sind in der deutschen ge- 
setzlichen Rentenversicherung versichert. 

Vom November 1950 an wurden nach und nach 
etwa 4 500 Dienstgruppenangehörige zu den ameri- 
kanischen Landstreitkräften in Frankreich verlegt. 
Als Frankreich aus der NATO-Integration ausschied 
und die amerikanischen Streitkräfte das Land ver- 
ließen, kehrten diese Dienstgruppenangehörigen 
nach Deutschland zurück. Die Rückführung war am 
31. März 1967 abgeschlossen. 

Während der Beschäftigung in Frankreich unter- 
lagen die Angehörigen der Dienstgruppen nicht der 
Versicherungspflicht in der deutschen Rentenver- 


sicherung, auch nicht im Rahmen der sog. Aus- 
strahlung, da sich die Beschäftigung in Frankreich 
nicht als Teil oder Zubehör einer Beschäftigung im 
Bundesgebiet darstellte. Das Französische Recht der 
Sozialen Sicherheit wurde nicht auf diese Personen 
angewandt, weil die Dienstgruppen nach französi- 
scher Auffassung als Teil der amerikanischen Streit- 
kräfte anzusehen und deshalb nicht als Arbeitneh- 
mer zu betrachten waren, die dem Französischen 
Recht der sozialen Sicherheit zu unterstellen gewe- 
sen wären. 

Das vorliegende Abkommen trägt nunmehr dem 
sozialen Erfordernis Rechnung, für den Schutz der 
Angehörigen der Dienstgruppen im Falle der Inva- 
lidität, des Alters und zu Gunsten der Hinterblie- 
benen auch die in Frankreich zurückgelegten Be- 
schäftigungszeiten zu berücksichtigen, in dem sie 
auch für diese Zeiten in der deutschen Rentenver- 
sicherung nachträglich versichert werden. Die Bei- 
träge für diese Versicherung werden vom zustän- 
digen amerikanischen Hauptquartier erbracht. 

Hervorzuheben ist, daß Leistungen auch für Zei- 
ten vor Inkrafttreten des Abkommens unter des- 
sen Berücksichtigung zu zahlen sind. Die Vorteile 
des Abkommens kommen somit auch Berechtigten 
zugute, die bereits bei Inkrafttreten des Abkom- 
mens eine Rente beziehen. 


Bonn, den 2. Dezember 1971 


Schmidt (Kempten) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2778 — unver- 
ändert anzune'hmen. 


Bonn, den 2. Dezember 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Schmidt (Kempten) 

V or sitzender Berichterstatter 


2 



